Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 3424 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
101 - SP - 456 


Bonn, den 23. April 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verhalten der Bundesregierung in der Angelegen- 
heit des Botsdiaflsrats Schiitter 

Bezug: Kleine Anfrage 338 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 3246 - 


Auf die Kleine Anfrage 338 antworte ich: 

Zu Punkt 1 

Zu Absatz 1 Satz 1 : Nein. 

Zu Absatz 1 Satz 2: Die Weihnachtsfeier am 20. Dezember 1954 
war kein dienstlicher Vorgang, der der Geheimhaltungspflicht nadi 
§ 61 des Bundesbeamtengesetzes unterlag und deshalb nur auf dem 
vorgeschriebenen Dienstwege hätte erörtert werden müssen. Die 
Nichteinhaltung des Dienstweges ist gemäß § 77 des Bundesbeamten- 
gesetzes dann ein Dienstvergehen, wenn sie die schuldhafte Nicht- 
erfüllung einer Amtspflicht enthalt. 

Zu Absatz 2: Da der Teilnehmcrkreis der Weihnachtsfeier sehr 
groß war, ist die in dem Untersuchungsbericht vom 4. Januar 1955 
erwähnte „bösartige Kolportage aus der Botschaft” nicht bestimmten 
Personen zur Last gelegt worden. Anhaltspunkte für Tatsachen, 
die für die Einleitung von Vorermittlungen nach § 21 der Bundes- 
disziplinarordnung geeignet sind, liegen demnach nicht vor. 

Zu Punkt 2 

Zu Absatz 1: Nein. 

Zu Absatz 2 Satz A : Der Bundesregierung ist bekannt, daß der 
Kulturattache der Botschaft in London mit einem Bundestagsabgeord- 
neten über die erwähnten Vorgänge gesprochen hat. Sie hat sich 
nicht veranlaßt gesehen, den Kulturattache deswegen zur Rechenschaft 
zu ziehen. 

Zu Absatz 2 Satz 2: Der Kulturattache der Londoner Botschaft 
fällt als Angestellter nicht unter die Bestimmungen des Bundes- 
beamtengesetzes. 
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Zu Punkt 3 

Nein. Die Bundesregierung bittet, ihr die Namen der beteiligten 
Personen mitzuteilen, um gegebenenfalls Bundesbedienstete bei Vor- 
liegen eines schuldhaften Verhaltens zur Verantwortung ziehen zu 
können. 

Zu Punkt 4 

Im Zeitpunkt der Herausgabe des Kommuniques lag das erste Ab- 
schiedsgesuch des Botschaftsrats Sdilitter vor. Der in London mit 
der Untersuchung beauftragte Beamte des Auswärtigen Amts hatte 
lediglich, weil er einer Entscheidung seiner Vorgesetzten Behörde 
in Bonn nicht vorgreifen wollte, Botschaftsrat Schütter nahegclegt, 
das Gesuch nicht weiter zu verfolgen. Im Zeitpunkt der Heraus- 
gabe des Kommuniques am 3. Januar 1955 lag, wie im Kommunique 
zutreffend festgestellt wird, jene Entscheidung noch nicht vor. Das 
Auswärtige Amt beschränkte sich zunächst darauf, die Beurlaubung 
des Botschaftsrats Sdilitter bis auf weiteres aufrechtzuerhalten. 

Zu Punkt 5 

Die Befugnisse eines Gchaltsbuchhalters in der Legationskasse richten 
sich nach der Reichskassenordnung vom 6. August 1927 in der 
Fassung der Verordnung zur Änderung der Reichskassenordnung 
vom 8. Januar 1931 (RMBl. 1927 S. 7). 

Der Gehaltsbuchhalter ist von keiner Seite zur Streichung der Ge- 
haltszahlung an Botschaftsrat Schiitter veranlaßt worden. 

Zu Punkt 6 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei Besuchen des Botschafts- 
rats Dr. Johnston bei Botschafter Blankenborn am 3. und 7. Januar 
1955 der Fall erörtert worden ist. Jedoch wurde die britische 
Regierung nicht gebeten, sich zu äußern, ob Botschaftsrat Schiitter 
persona grata sei oder nicht, und Botschaftsrat Johnston hat Bot- 
schafter Blankenborn gegenüber keine Mitteilung zu dieser Frage 
gemacht. 

Zu Punkt 7 

Die Pressemeldungen sind nicht zutreffend. 

Zu Punkt 8 

Die Bundesregierung lehnt die Beantwortung einer solchen „Frage” ab. 


Dr. von Brentano 



